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Genehmiqunq eines Gemeindeerlasses ,.'.ti i-

Sehr
Sehr

geehrter Herr Gemeindarnmann
geehrte Gemeinderäte

sie haben uns in Nachachtung von Art. 3l in verbindung
Art. 95bis des Baugesetzes (sGS 73I.1; abgekürzt BauG)
Erlass zur Genehmigung eingereicht:

Kiesabbauplan Uttenberg

mit
fo lgenden

Der Abbauplan regelt Kiesabbau
berg. Der WaLdabstand wurde im
10 m herabgesetzt.

und Rekultivierung im Gebiet
Sinn von Art. 58 Abs. 4 BauG

Ut t en-
auf

Die im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur Stellungnahme einge-
ladenen .Ãemter beantragen die Genehmigung des Erlasses. Das Kan-
tonsforstamt sowie das Amt für Umweltschutz, Abteilung Wasser- und
Energiewirtschaft, Sektion Gewässernutzung, v€rlangen jedoch fo1_
gende Klarstellungen:

a) Das Kantonsforstamt weist daraufhin, dass aus
gegen die Genehmigung des verringerten Abstandes

forstlicher Sicht
kei-ne Einwände
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bestehen. Der minimale Abstand von 10 m mit der Grubenoberkante
muss jedoch eingehalten werden.

b) Das Amt für Umweltschutz, Abteilung Wasser- und Energiewirt_.
schaft, Sektion Gewässernutzung,wendet ein, nach der Karte Oer-èe*
wässerschutzbereiche liege der geplante Kiesabbau im Gewässer-
schutzbereich B. Für die Beurteilung des vorhabens aus der Sicht
des Grundwasserschutzes und der Gewässernutzung sei ein hydrogeo-
logischer Beri.cht nötig. Dieser liege nicht vor.

Die zuverlässige Beurteilunq, ob die im Plan angegebenen unteren
Abbaukoten sich mit den Interessen an öffentlichen Grund- und
QueLlwasservorkommen vereinbaren ì.assen, ist demnach zurzeit nicht
mög1ich. Dieser Nachweis kann jedoch im Rahmen des Bewilligungs-
verfahrens (Art. 7B BauG; Art. 44 Abs. r des EinführungsgeseLzes
zum eidgenössischen GewässerschutzgeseLz, sGS 7SZ.I) na'chqereicht
werden. Das Ergebnis der hydrogeologischen ÀbkLärungen bteibt des-
halb vorbehaLten

rn Anwendung von Art. 31 und Àrt. 95bis Àbs. I BauG sowie Art. 94
Abs. L des Gesetzes über die verwaì.tungsrechLspf lege (sGS '951. r;
abgekürzt vRP) in verbindung mit Nr. 26.01 des Gebührentarifs für
die staats- und Gemeindeverwartung (sGS B2l-.5) verfügt das
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angeführ te
Gèbühr für

Erlass wird im Sinn der
diese Verfügung beträgt

Erwägungen genehmigt.
Fr. 800. --.

Rechtsmittelbelehrung: Gegen diese verfügung kann nach Àrt. 43
Abs. 1 vRP innert vierzehn Tagen seit Eröffnung Rekurs beim
Regierungsrat erhoben werden.
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Mit freundlichen Grüssen

Bei lage:
Genehmigter Erlass
Einz ahlungs sche i n

Ko

weiter an:
Kantonsforstamt, Moosbruggstrasse 11, 9001 St. GaIIen

- Amt für Umweltschutz, Wasser- und Energiewirtschaftr'sektion
Gewässernutzung (samt genehmigtem Erlass)
Rechtsabtei lung (2)
Planungsamt (samt genehmigtem Erlass)
Rechnungsführer (2)

iì




